
In NRW erheben die 396 Städte und Ge-
meinden Straßenbaubeiträge. Die nachfol-
gende Checkliste bietet Ihnen eine kleine 
Hilfestellung bei der Überprüfung eines 
Straßenbaubeitragsbescheides. 

Mit seiner Volksinitiative hat sich der Bund 
der Steuerzahler NRW dafür eingesetzt, den 
streitanfälligen und ungerechten Straßen-
baubeitrag in Nordrhein-Westfalen abzu-
scha�en. Er hat bereits enorme Verbesse-
rungen für die Bürger erzielt und setzt sich 
weiter für die vollständige Abscha�ung ein. 
Doch solange der Straßenbaubeitrag noch 
exisitiert, sollten die Grundstückseigentü-
mer wissen, wie sie einen Beitragsbescheid 
auf Herz und Nieren prüfen können. Unsere 
Checkliste (kein Anspruch auf Vollständig-
keit) hilft dabei.

Gesetze und Satzungen besorgen
Wer einen Straßenbaubeitragsbescheid er-
hält, sollte sich zunächst die jeweilige Stra-
ßenbaubeitragssatzung seiner Kommune, 
das Kommunalabgabengesetz NRW, die 
Abgabenordnung NRW und das Satzungs-
muster des Städte- und Gemeindebundes 
NRW zum Straßenbaubeitragsrecht besor-
gen. Hintergrund: Der Bescheid muss mit 
höherrangigen Gesetzen und Satzungen 
und der Verwaltungsgerichtsrechtspre-
chung NRW in Einklang stehen. 

Stimmt der Adressat?
Der Betro�ene sollte prüfen, ob er über-
haupt der richtige Adressat ist. Hinter-
grund: Die Satzungen sehen vor, dass 
Grundstückseigentümer und Erbbaupacht-
berechtigte Adressat von Straßenbaubei-
tragsbescheiden sein können. Mieter sind 
nicht die richtigen Adressaten. Man sollte 
auch prüfen, ob es weitere Eigentümer gibt 
(Problem der Eigentümergemeinschaft) .

Frist eingehalten?
Ist der Bescheid innerhalb der Festset-
zungsfrist ergangen? Hintergrund: 
Bei der Festsetzung von 
Straßenbaubeiträgen 
muss die Kommune eine 
Festsetzungs-
frist von 
vier Jah-
ren be-
achten. 
Deshalb 
sollte bei 
der kommunalen Verwaltung erfragt wer-
den, wann die Straße bzw. die abgerechne-
ten Anlagen der Straße endgültig herge-
stellt wurden. Beispiel: Wurde die Straße 
2020 endgültig hergestellt, beginnt die Frist 
am 1. Januar 2021. Die Kommune muss 
dann bis zum 31. Dezember 2024 die Be-
scheide festsetzen. (Einrede beachten, 
wenn der Bescheid nach dem 31. Dezember 
2024 festgesetzt und bekanntgegeben 
wird.) 

Wurden alle Grundstücke berücksichtigt?
Sind in die Beitragsverteilung alle Grund-
stücke einbezogen worden, die einen wirt-
schaftlichen Vorteil von der Ausbaumaß-
nahme haben (Problem der richtigen Ab-
schnittsbildung, Abrechnungseinheit durch 
die Kommune)? Hintergrund: Nicht nur di-
rekt angrenzende Grundstücke an die aus-
gebaute Straße können beitragsp¯ichtig 
sein. Auch so genannte Hinterliegergrund-
stücke, die meistens an Stichwegen oder 
Sackgassen liegen, die von der ausgebauten 
Straße abzweigen, können einen wirt-
schaftlichen Vorteil vom Ausbau des Haupt-
zuges haben und sind deshalb beitrags-
p¯ichtig. Deshalb immer alle Nachbarn fra-
gen, ob sie auch einen Beitragsbescheid 
erhalten haben. 

Vergünstigungen möglich?
Hätte die Kommune für Ihr Grundstück Ver-
günstigungen gewähren müssen? Hinter-
grund: Viele Satzungen sehen für übergro-
ße Grundstücke, die meistens vom Innen-
bereich in den Außenbereich hineinragen, 
so genannte Tiefenbegrenzungen vor. Dabei 
ist die Tiefenbegrenzung eine parallel ver-
laufende Linie im Abstand von meistens 30 
bis 60 Metern (dies ist in der Satzung kon-
kret festgesetzt) von der ausgebauten Stra-
ße. Wird ein Grundstück nur bis zu dieser 
Linie wohnbaulich oder gewerblich genutzt 
und nicht über diese Linie hinaus, wird nur 
die Grundstücks¯äche bis zur Linie mit dem 
Beitrag belastet. Bei Vorliegen eines Bebau-
ungsplanes kommt die Tiefenbegrenzung 
nicht zum Einsatz. Viele Satzungen sehen 
bei so genannten Eckgrundstücken (Grund-
stücke, die von zwei ö�entlichen Straßen 
erschlossen werden) die wohnbaulich, aber 
nicht gewerblich genutzt werden, eine 
Zweidrittelermäßigung vor. In einem sol-
chen Fall wird die modi�zierte Grund-
stücks¯äche nur zu zwei Dritteln mit dem 
Beitragssatz multipliziert. In den seltenen 
Fällen einer Dreifacherschließung (Grund-
stück wird durch drei ö�entliche Straßen 
erschlossen) eines Grundstücks besteht für 
den betro�enen Eigentümer sogar ein 
Rechtsanspruch auf die Einräumung einer 
Billigkeitsentscheidung durch die Kommu-
ne.

Checkliste für den 
Straßenbaubeitragsbescheid

So prüfen Sie 
richtig
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Tatsächliche Erschließung
Wird das beitragsbelastete Grundstück überhaupt durch die aus-
gebaute Straße erschlossen? Hintergrund: Manchmal verhindern 
Hindernisse (Lärmschutzwände, Wälle, Bäche etc.) auf ö�entli-
chem Grund, die zwischen der ausgebauten Straße und dem mit 
einem Beitrag belasteten Grundstück liegen, die Zufahrt oder Zu-
gangsmöglichkeit und damit die Erschließung. Können oder dürfen 
solche Hindernisse nicht beseitigt werden (dabei muss der wirt-
schaftliche Aufwand verhältnismäßig sein), gilt das Grundstück als 
nicht erschlossen durch die ausgebaute Straße, und es kann dann 
auch kein Straßenbaubeitrag festgesetzt werden. 

Klassi¢zierung und Einstufung
Hat die Kommune die ausgebaute Straße, für die der Straßenbau-
beitrag verlangt wird, richtig klassi�ziert und eingestuft? Hinter-
grund: Der prozentuale Anteil, den die betro�enen Anwohner am 
beitragsfähigen Aufwand tragen müssen, ist konkret in der Sat-
zung festgelegt und richtet sich nach der Straßenart (Anliegerstra-
ße, Haupterschließungsstraße, Hauptverkehrsstraße, Fußgänger-
geschäftsstraße, etc.), die ebenfalls in der Satzung de�niert wird. In 
Anliegerstraßen ist dieser Anteil höher als in Hauptverkehrsstra-
ßen. Viele Kommunen haben Generalverkehrspläne, in denen aus-
geführt wird, welche Bedeutung die abgerechnete Straße im Ver-
kehrswegenetz der Kommune haben soll – also beispielweise für 
den Ziel -und Quellverkehr hin zu den Grundstücken. Dies wäre 
dann ein Indiz für eine Anliegerstaße. Maßgeblich ist aber immer 
der tatsächliche, aktuell feststellbare Verkehr auf der Straße. Ver-
kehrszählungen können eine entscheidende Rolle bei der Einstu-
fung von Straßen spielen. Die richtige Einstufung der Straße ist ein 
Hauptstreitpunkt vor den Verwaltungsgerichten. 

Nutzungsfaktoren korrekt ermittelt?
Hat die Kommune die Vollgeschosse auf dem beitragsp¯ichtigen 
Grundstück und damit die beitragserhöhenden Nutzungsfaktoren 
korrekt im Bescheid berücksichtigt? Hintergrund: So genannte Ver-
vielfältiger / Nutzungsfaktoren, die das unterschiedliche Maß und 
die Art der Grundstücksnutzung abbilden sollen und die konkret in 
der Satzung genannt werden müssen, haben erheblichen Ein¯uss 
auf den zu zahlenden Beitrag. So wird unterstellt, dass ein Grund-
stück mit drei Vollgeschossen einen größeren wirtschaftlichen Vor-
teil  von der ausgebauten Straße hat als ein Grundstück mit nur ei-
nem Vollgeschoss bei gleicher Grundstücksgröße und deshalb ei-
nen höheren Beitrag leisten muss. Hier sollte der betro�ene 
Eigentümer prüfen, ob die Kommune bei der Festsetzung des Bei-
trags von den tatsächlichen Vollgeschossen auf dem Grundstück 
oder von den im Bebauungsplan zulässigen Vollgeschossen ausge-
gangen ist. Konkret kann dies bedeuten, dass ein Grundstück, das 
mit einem eingeschossigen Bungalow bebaut ist, mit drei Vollge-
schossen berechnet wird, weil der Bebauungsplan eine Bebauung 
des Grundstücks mit drei Vollgeschossen zulässt. Ob die Kommune 
den Beitrag von den tatsächlichen oder möglichen Vollgeschossen 
berechnet, muss sie konkret in der Satzung festlegen. 

Ist die Maßnahme beitragsfähig?
Liegt überhaupt eine beitragsfähige Erneuerung, Erweiterung oder 
Verbesserung der Straße vor? Hintergrund: Diese Frage ist ein wei-
terer Hauptstreitpunkt vor den Verwaltungsgerichten. Der betrof-
fene Eigentümer sollte die Ausbaumaßnahmen in „seiner“ Straße 
genau beobachten. Wird beispielweise nur eine wenige Zentimeter 
dicke Schwarzdecke auf die Fahrbahn aufgebracht, liegt sicher kei-
ne beitragsfähige Erneuerung vor, sondern nur eine beitragsfreie 
Instandhaltungsmaßnahme / Reparatur, die alleine von der Kom-
mune zu tragen ist. Begründet die Kommune im Bescheid die Aus-
baumaßnahme mit einer notwendigen Erneuerung der Straße, 
spielt die Nutzungsdauer der Straße eine Rolle. Man sollte deshalb 
nachfragen, wann zum letzten Mal Baumaßnahmen an den betrof-
fenen Anlagen vorgenommen wurden. Vor den Verwaltungsgerich-
ten müssen die Kommunen den Ablauf der Nutzungsdauer einer 
Anlage und deren Verschlissenheit nachweisen. Auch bei einer be-
haupteten beitragsfähigen Verbesserung sollten betro�ene An-
wohner die Begründung im Bescheid genauestens beachten. Bei-
spiel: Straßenbeleuchtung. Begründet die Kommune die Verbesse-
rung der Straßenbeleuchtung nur mit Einsparpotenzialen beim 
Stromverbrauch, wäre dies nicht beitragsfähig. Steht in der Begrün-
dung allerdings, dass eine bessere Ausleuchtung des Straßenrau-
mes vorliegt und damit eine verkehrstechnisch sichere Nutzung 
des Straßenraumes und ist dies tatsächlich der Fall, so wäre dies 
beitragsfähig. 

Wie setzt man sich zur Wehr?
Gegen fehlerhafte Straßenbaubeitragsbescheide kann man mit Wi-
derspruch, Aussetzung der Vollziehung und gegebenenfalls An-
fechtungsklage vorgehen. Der Bund der Steuerzahler NRW darf kei-
ne konkrete Rechtsberatung durchführen, kann aber allgemein ge-
haltene rechtliche Hinweise und Tipps geben. Auf der Homepage 
des Justizministeriums NRW gibt es zudem eine Rechtsprechungs-
datenbank, in der man unentgeltlich neuere Urteile der NRW-Ver-
waltungsgerichte zum Straßenbaubeitragsrecht herunterladen 
kann.  Harald Schledorn, schledorn@steuerzahler-nrw.de
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Sie brauchen Hilfe?
Wenn Sie Fragen zu Ihrem Beitrags-
bescheid, zu den Satzungen und 
Gesetzen haben, wenden Sie sich 
an unseren Gebührenexperten Ha-
rald Schledorn. 
Kontakt: Harald Schledorn
schledorn@steuerzahler-nrw.de
Telefon 022 99 175-34



Wir setzen unsere Checkliste fort, die Ihnen 
hilft, einen Straßenbaubeitragsbescheid zu 
prüfen.

Vorausleistungsbescheid?
Bekommt der Grundstückseigentümer ei-
nen endgültigen Straßenbaubeitragsbe-
scheid, sollte er prüfen, ob für die Maßnah-
me schon einmal ein Vorausleistungsbe-
scheid festgesetzt wurde. Hintergrund: In 
NRW können die Kommunen auf die künfti-
ge Beitragsschuld „angemessene Voraus-
leistungen“ erheben, sobald mit der Bau-
maßnahme begonnen worden ist, sie aber 
noch nicht beendet wurde. Die geleisteten 
Beträge sind mit dem endgültigen Beitrags-
bescheid zu verrechnen. In diesem Zusam-
menhang sollte der Betro�ene auch gleich 
prüfen, ob für die Ausbaumaßnahme eine 
Ablösevereinbarung mit der Gemeinde ge-
tro�en wurde. Das OVG NRW hat bereits 
2002 entschieden, dass die Erhebung von 
Straßenbaubeiträgen Gegenstand vertragli-
cher Vereinbarungen zwischen beitrags-
p©ichtigem Grundstückseigentümer und 
der Gemeinde sein kann. Bevor man solche 
Ablöseverträge unterschreibt, muss man 
wissen, dass man damit eine Wette auf die 
Höhe der zukünftigen Beitragsschuld ein-
geht. Ist der in der Zukunft liegende Beitrag 
höher als der vereinbarte Ablösebetrag, hat 
der Grundstückseigentümer ein gutes Ge-
schäft gemacht, weil dann die Gemeinde in 
der Regel nichts nachfordern kann, solange 
der Abstand zwischen Ablösebetrag und 
endgültigem Straßenbaubeitrag nicht exor-
bitant groß ist. 

Recht auf Akteneinsicht
Während des Verfahrens zur Erhebung von 
Straßenbaubeiträgen sollten die betro�e-
nen Grundstückseigentümer prüfen, ob sie 
von ihrem Recht auf Akteneinsicht Ge-

brauch machen wollen. Hintergrund: Nach 
§ 4 Abs. 1 Informationsfreiheitsgesetz ha-
ben betro�ene Grundstückseigentümer ei-
nen Anspruch darauf, Einblick in Unter-
lagen zu nehmen, die abgeschlossene 
Verwaltungsvorgänge betre�en. 
Die Kenntnis solcher amtli-
cher Informationen 
macht natürlich Sinn, 
wenn man beispielswei-
se seinen Widerspruch 
begründen will. Auch § 29 
Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 
gibt den Betro�enen eine rechtliche An-
spruchsgrundlage auf Akteneinsicht. 

Tatsächliche Verbesserung?
Erhält man einen Straßenbaubeitragsbe-
scheid, der sich auf eine beitragsfähige Ver-
besserung oder Erneuerung stützt, sollte 
man prüfen, ob die von der Gemeinde un-
terstellte Verbesserung/Erneuerung nicht 
durch eine Verschlechterung kompensiert 
wird, so dass im Ergebnis keine Verbesse-
rung vorliegt. Hintergrund: Durch eine Bau-
maßnahme an einer Straße fallen z. B. fast 
alle Parkplätze weg. In einem solchen Fall 
kann zwar die Gemeinde Beiträge festset-
zen, diese müssen dann aber den verringer-
ten Vorteil für die betro�enen Grundstücks-
eigentümer widerspiegeln. Dieses Ziel kann 
die Gemeinde erreichen, indem sie eine so 
genannte Einzelsatzung verabschiedet, die 
einen höheren Gemeindeanteil vorsieht. 
Diese Einzelsatzung in Ergänzung zur allge-
meinen Straßenbaubeitragssatzung sollten 
die betro�enen Grundstückseigentümer 
bei ihrem Gemeinderat einfordern, wenn 
die Gemeinde nicht von sich aus tätig wird.

Grundstück im Außenbereich
Erhält man als Eigentümer eines Grund-
stücks im Außenbereich , das an einen 

Wirtschaftsweg grenzt, einen Straßenbau-
beitragsbescheid, ist besondere Vorsicht ge-
boten. Hintergrund: Grundstücke im Au-
ßenbereich sind in der Regel vor einer 
wohnbaulichen, gewerblichen Nutzung zu 
schützen. Ein Grundstückseigentümer er-
hält meist keine Baugenehmigung, und da-
mit fällt auch für die Gemeinde die Mög-
lichkeit weg, Erschließungsbeiträge nach 
dem Baugesetzbuch zu erheben. Das gilt 
aber nicht unbedingt für die Erhebung von 
Straßenbaubeiträgen nach KAG NRW. Für 
Wirtschaftswege im Außenbereich kann 
eine Gemeinde Straßenbaubeiträge erhe-
ben, wenn sie dies ausdrücklich in ihrer 
vom Gemeinderat beschlossenen Straßen-
baubeitragssatzung beschlossen hat. Hier 
zeigt sich, dass ein Bürger die einem Be-
scheid zugrunde liegende Satzung genau 
studieren sollte. 

Unbebautes Grundstück
Was tun , wenn man von seiner Gemeinde 
einen Straßenbaubeitrag für ein unbebau-
tes Grundstück erhält? Hintergrund: Die 
Kommunen in NRW können auch für unbe-
baute Grundstücke Straßenbaubeiträge 
festsetzen. Es stellt sich dann aber die Fra-
ge, wie die Gemeinde in diesem Fall den 
Beitrag berechnet. Welche Nutzungsfakto-
ren dürfen beispielsweise verwendet wer-
den, die ganz maßgeblich die Höhe des 
Straßenbaubeitrages bestimmen? Die OVG-
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Rechtsprechung erlaubt es den Kommunen 
in NRW, bei bebauten Grundstücken auf 
das tatsächliche Maß der Nutzung abzu-
stellen, während bei unbebauten Grund-
stücken auf das zulässige Maß der Nutzung 
abgestellt werden darf. Übersetzt in die 
Praxis kann dies zu folgendem Ergebnis 
führen: Ein Eigentümer hat sein Grund-
stück mit einem eingeschossigen Bungalow 
bebaut. Sein Nachbar besitzt ein unbebau-
tes Grundstück, spielt aber mit dem Gedan-
ken, in Zukunft auch einen solchen Bunga-
low zu bauen, obwohl der Bebauungsplan 
auch eine dreigeschossige Bebauung zu-
lässt. Dann würde in der Regel für das tat-
sächlich bebaute Grundstück ein Nutzungs-
faktor von 1,0 festgelegt,während das un-
bebaute Grundstück beispielsweise mit 
einem Nutzungsfaktor von 1,5 (Satzungs-
muster des Städte- und Gemeindebundes 
NRW) belastet werden könnte – und das, 
obwohl der Nachbar sein unbebautes 
Grundstück gar nicht mit drei Vollgeschos-
sen bebauen möchte. 

Musterverfahren/Musterklagen
Gerade in Großstädten kann der Straßen-
baubeitrag viele dutzend Grundstücksei-
gentümer mit hohen Beiträgen belasten. 
Sind deshalb Musterverfahren/Musterkla-
gen denkbar? Hintergrund: Bei einer Viel-
zahl gleichgelagerter Fälle, die rechtlich von 
der Behörde zu regeln sind, könnten man-
che Behörden ein Interesse daran haben, 
ein, zwei Fälle als Musterverfahren zu be-
handeln. Es wäre betro�enen Grundstücks-
eigentümern anzuraten, mit dem Wunsch 
nach einem solchen Musterverfahren an 
ihre Gemeinde heranzutreten. Einlassen 
sollte man sich aber darauf nur, wenn man 
– am besten vom (Ober-)Bürgermeister – 
die Zusicherung erhält, dass diejenigen, die 
nicht mit Rechtsbehelfen gegen ihre Be-
scheide vorgegangen sind, so behandelt 
werden wie diejenigen, die erfolgreich ihren 
Bescheid im Musterverfahren angegri�en 
haben (Rechtsinstitut einer Zusiche-
rung/§38 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW). Harald Schledorn, schledorn@steuerzahler-nrw.de

Die von einer gesetzlichen Kran-
kenkasse gewährten Bonuszahlun-
gen für gesundheitsbewusstes 
Verhalten mindern nicht den Son-
derausgabenabzug, müssen aber 
einen �nanziellen Aufwand des 
Steuerp°ichtigen ausgleichen. 
Dies gilt laut Bundes�nanzhof 
(BFH) auch in den Fällen, in denen 
der Bonus pauschal ermittelt wird.

Der BFH hat mit seinem Urteil vom 6. Mai 2020 (Az. X R 16/18) seine Rechtspre-
chung zu § 65a Sozialgesetzbuch (SGB) V weiterentwickelt: Der gesetzlich kran-
kenversicherte Kläger hatte Boni von seiner Krankenkasse in Höhe von insgesamt 
230 Euro erhalten. Sie wurden unter anderem für ein Gesundheits-Check-Up, eine 
Zahnvorsorgeuntersuchung, eine Fitnessstudiomitgliedschaft sowie für einen 
Sportverein und für den Nachweis eines gesunden Körpergewichts ausgezahlt. 
Die Ausgaben für seine Aktivitäten musste er seiner Krankenkasse jedoch nicht 
nachweisen. Daher wertete das Finanzamt den Bonus als Erstattung von Kranken-
versicherungsbeiträgen und erkannte als abzugsfähige Sonderausgaben nur den 
entsprechend verminderten Krankenkassenbeitrag an.
Demgegenüber hat das Finanzgericht Sachsen erstinstanzlich entschieden, dass 
es sich bei der Bonuszahlung nur dann um eine Beitragserstattung handeln kön-
ne, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang zum Basisversicherungsschutz be-
stünde. Boni, die ein Mitglied der Krankenkasse für sein gesundheitsbewusstes 
Verhalten erhält, fallen jedoch nicht darunter. Dies gilt selbst dann, wenn der Aus-
gleich der vorab getätigten Ausgaben pauschal erfolgt.
Der BFH hat eine di�erenzierte Beurteilung vorgenommen:  Auch pauschal ausge-
zahlte Boni mindern nicht den Sonderausgabenabzug und sind zudem nicht als 
steuerlich relevante Leistung der Krankenkasse anzusehen. Voraussetzung ist al-
lerdings weiterhin, dass die jeweils geförderte Maßnahme beim Steuerp©ichtigen 
Kosten auslöst. Die hierfür gezahlte und realitätsgerecht ausgestaltete Pauschale 
muss geeignet sein, den eigenen Aufwand ganz oder teilweise auszugleichen.
Dementsprechend zählen Boni, die im Zusammenhang mit Vorsorgemaßnahmen 
gezahlt werden, die nicht im Basiskrankenversicherungsschutz enthalten sind, 
aber Kosten verursachen, nicht als Beitragserstattung, sondern als Versicherungs-
leistung (u.a. Hautchecks, professionelle Zahnreinigung, Glaukom-Untersuchung, 
PSA-Test). Dies gilt auch für Boni, die die Mitgliedschaft im Fitnessstudio oder 
Sportverein oder das Ablegen von Sport- bzw. Schwimmabzeichen belohnen.
Erhalten Mitglieder einer gesetzlichen Krankenversicherung einen Bonus für 
Schutzimpfungen, Zahn- oder andere Vorsorgeuntersuchungen, mindert diese 
Zahlung daher tatsächlich die Sonderausgaben. Grund dafür ist der enge Bezug 
der Leistungen zu den Inhalten des Basisversicherungsschutzes. Daraus folgt, dass 
dem Versicherten kein zusätzlicher Aufwand entstanden ist. Daran fehlt es auch, 
wenn Boni bloßes gesundheitsbewusstes Verhalten belohnen und für den Nach-
weis eines aufwandsunabhängigen Verhaltens oder Unterlassens gezahlt werden. 
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn allein die Tatsache honoriert wird, dass das 
Gewicht des Versicherten sich in einem gesunden Rahmen bewegt oder er Nicht-
raucher ist. Sabina Zickel, zickel@steuerzahler-nrw.de

Haben Sie 
Fragen?
Harald Schledorn 
Gebührenreferent
Tel. 0211 99175-34
E-Mail: schledorn@
steuerzahler-nrw.de

Unser neuer Info Service Nr. 19 „Pauschale Bonuszahlungen der gesetz-
lichen Krankenkasse“ informiert zur Umsetzung der Rechtsprechung bei 
den Finanzämtern und enthält Tipps, was zu tun ist, wenn die von den 
Krankenkassen gezahlten Bonuszahlungen sonderausgabenmindernd 
berücksichtigt werden: www.steuerzahler.de/info-service. 

Bonus für gesundheitsbewusstes 
Verhalten 
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